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Mitglieder-Info Nr. 73/2011 

Gesetz zur Stärkung der Finanzkraft der Kommunen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Gesetz zur Stärkung der Finanzkraft der Kommunen, das die erste Stufe der Über-
nahme der Kosten der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung durch den 
Bund in Höhe von 45 % im Jahr 2012 enthält, ist im Bundesgesetzblatt verkündet worden 
(BGBl. I S. 2563). Das Gesetz tritt zum 01.01.2012 in Kraft. 

In § 46a SGB XII neuer Fassung ist darin geregelt, dass der Bund ab 2012 jeweils ein 
Anteil von 45 % der Nettoausgaben der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung im Vorvorjahr trägt. Die Bundesbeteiligung wird danach wie bisher jeweils zum 01.07. 
an die Länder gezahlt.  

Der Bundesrat hat mit Beschluss vom 25.11.2011 (Bundesratsdrucksache 668/11) die 
Bundesregierung aufgefordert, zur weiteren vereinbarten Entlastung der Kommunen 
schnellstmöglich einen Gesetzentwurf vorzulegen, in dem die weiteren Stufen der Erhö-
hung der Bundesbeteiligung (2013: 75 % und ab 2014: 100 %) enthalten sind, und dabei 
die Länder frühzeitig zu beteiligen und in dem vorzulegenden Gesetzentwurf einen Finan-
zierungsmodus vorzusehen, der sicherstellt, dass die Abrechnung der Kosten der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung auf Basis der laufenden Nettoausgaben – 
analog zu dem bereits bestehenden Verfahren zum Wohngeld – erfolgt. 
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Den o. g. Auszug aus dem Bundesgesetzblatt und auch die genannte Drucksache des 
Bundesrates habe ich als Anlagen beigefügt und bitte um Kenntnisnahme. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 


